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Änderungen in Bankverträgen rechtssicher, kundenfreund-

lich und zeitgemäß gestalten 

hier: Gesprächsanfrage der Deutschen Kreditwirtschaft 

 

die Verträge zwischen Kreditinstituten und ihren Kundinnen und 

Kunden müssen nicht zuletzt aufgrund der fortlaufenden Finanz-

marktgesetzgebung immer wieder angepasst werden. Im Durch-

schnitt kommt dies jährlich ein- oder zweimal vor. Bis zum Jahr 

2021 konnten solche Änderungen anhand einer Zustimmungs-

fiktionsregelung für beide Parteien rechtssicher und ohne über-

mäßigen Aufwand umgesetzt werden. 

Im April 2021 hat der Bundesgerichtshof die jahrzehntelang eta-

blierte und von der Rechtsprechung bis dato anerkannte AGB-

Änderungsregelung für unwirksam erklärt. Die Folge ist ein über 

die vom BGH unmittelbar adressierten Einzelfälle hinausgehender 

enormer bürokratischer Aufwand bei der Anpassung von Dauer-

schuldverhältnissen. Zudem ist seither unklar, in welchem Umfang 

in der Praxis vielfach übliche und erforderliche Zustimmungs-

fiktionen noch genutzt werden können. Die Rechtsunsicherheit 

wird verstärkt, wenn die erforderliche ausdrückliche Zustimmungs-

erklärung von Kundinnen und Kunden verlangt wird, diese aber 

auch trotz mehrfacher Ansprache ausbleibt. Wir gehen davon aus, 

dass die fehlende Reaktion vielfach nicht auf sachliche Gründe, 

sondern auf Desinteresse oder zeitliche Überlastung der Kundin-

nen und Kunden zurückgeht. Dies führt allerdings zu einem 

immensen, d. h. millionenfachen und sich bei jeder Änderung 

wiederholenden Mehraufwand und zu nicht zeitgemäßen büro-

kratischen Abläufen. Diese haben für keinen Beteiligten 
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irgendeinen Nutzen. Zudem können Kreditinstitute gezwungen sein, Vertragsbeziehungen zu 

beenden, wenn Kundinnen und Kunden beharrlich nicht auf ein Änderungsangebot reagieren - 

eine für beide Vertragsparteien ungewollte Konsequenz. 

Der Gesetzgeber kann diese missliche Lage durch eine gesetzliche Regelung klären. Die 

Deutsche Kreditwirtschaft hatte hierzu in der vergangenen Legislaturperiode auf Anregung 

Ihres Hauses mit rechtswissenschaftlicher Unterstützung einen Vorschlag für eine praxis-

taugliche und interessengerechte gesetzliche Regelung erarbeitet. Die hierzu geführten 

Gespräche konnten allerdings nicht zum Abschluss geführt werden. Dies galt ebenso für eine 

die Thematik entsprechend aufgreifende Gesetzesinitiative der CDU/CSU-Fraktion im 

Deutschen Bundestag (BT-Drs. 20/7347) und für den gesetzlichen Lösungsvorschlag des 

Bundesjustizministeriums, die den gesetzgeberischen Handlungsbedarf aufgezeigt haben.  

Da eine legislative Lösung der bestehenden erheblichen praktischen Probleme richtig und 

wichtig bleibt, bitten wir Sie um Unterstützung für eine solche Initiative und wären Ihnen für 

die Gelegenheit eines zeitnahen persönlichen Gesprächs sehr verbunden.  

Mit freundlichen Grüßen 

für Die Deutsche Kreditwirtschaft 

   

 

 

 

  

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 




